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Wirksamwerden der 14. Änderung des Flächennutzungsplans 2020 des Ge-
meindeverwaltungsverbandes Donaueschingen 
 
Das Regierungspräsidium Freiburg hat am 28. April 2026 die 14. punktuelle Änderung des 
Flächennutzungsplanes 2020 des Gemeindeverwaltungsverbandes Donaueschingen („Solar-
park Neberweg, Donaueschingen) genehmigt. Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit 
gemäß § 6 Abs. 5 Baugesetzbuch (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
Die 14. Flächennutzungsplanänderung wird am 15. Mai 2026 wirksam. 
 
Der Änderungsbereich umfasst das Flurstück Nr. 5975 der Gemarkung Donaueschingen und 
hat eine Größe von ca. 2,05 ha. Der Vorhabenträger ist zugleich Eigentümer der betroffenen 
Fläche. 
 
Der Vorhabenträger, ein international tätiges Industrieunternehmen mit Hauptsitz in Donaue-
schingen, plant dort die Errichtung eines Solarparks. Der erzeugte Strom soll in die Produkti-
onshallen eingespeist werden, die sich westlich des Plangebiets befinden. Das Unternehmen 
entwickelt und produziert innovative Antriebslösungen und weist einen entsprechend hohen 
Strombedarf auf. Ziel ist es, durch den Einsatz erneuerbarer Energien einen aktiven Beitrag 
zur Energiewende zu leisten und CO₂‑neutrale Stromproduktion zu ermöglichen. 
 
Der wirksame Flächennutzungsplan 2020 stellte das betroffene Grundstück als Fläche für die 
Landwirtschaft dar. Zur planungsrechtlichen Absicherung des Vorhabens war daher eine Um-
widmung in ein „Sonstiges Sondergebiet“ gemäß § 11 BauNVO erforderlich. 
 
Da die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaik-Anlage entlang Bundesstraßen im Außenbe-
reich gem. § 35 BauGB nicht privilegiert ist und somit nicht genehmigt werden kann, bedurfte 
es einer Änderung des Flächennutzungsplans, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
zu schaffen. Diese erfolgt gemeinsam mit der Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplans im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung ergibt sich aus  
folgendem Kartenausschnitt: 

 
Abbildung 1: Ausschnitt Lageplan, 14. FNP-Änderung, 19.02.2026. 

 
 
 



Die 14. Änderung des Flächennutzungsplanes 2020 kann mit Planzeichnung  
(Deckblatt) und Begründung 

• auf den Internetseiten des Gemeindeverwaltungsverbands unter www.gvv-donaueschin-
gen.de > flaechennutzungsplan und der Stadt Donaueschingen unter www.donaueschin-
gen.de/bekanntmachungen 

• bei der Geschäftsstelle des Gemeindeverwaltungsverbandes in Donaueschingen, Rat-
hausplatz 1, Rathaus I, Zimmer 304, während der allgemeinen Sprechzeiten 
 

eingesehen werden.  
 
Jedermann kann den Flächennutzungsplan, die Begründung und die zusammenfassende Er-

klärung nach § 6a Absatz 1 Baugesetzbuch (BauGB) einsehen und über deren Inhalt Auskunft 

verlangen. 

Es wird gemäß § 215 Abs. 1 BauGB darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der im § 214 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3 des BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 

Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 

Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans oder aber ein nach § 214 Abs. 

3 Satz 2 BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn 

sie innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde 

geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung von Rechtsvorschriften 

oder den Mangel des Abwägungsvorgangs begründen soll, ist darzulegen. 

Nach § 4 Abs. 4 und 5 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg gilt die 14. Änderung des 
Flächennutzungsplanes - sofern sie unter der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnung oder auf Grund der Gemeindeordnung ergangenen Bestimmungen 
zustande gekommen ist - ein Jahr nach dieser Bekanntmachung als von Anfang an gültig zu-
stande gekommen. Dies gilt nicht, wenn 
1. die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntma-
chung der Satzung verletzt worden sind 
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat 
oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung die Rechtsaufsichtsbehörde 
den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift ge-
genüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen 
soll, schriftlich oder elektronisch geltend gemacht worden ist.  
Ist eine Verletzung nach § 4 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 Gemeindeordnung geltend gemacht worden, 
so kann auch nach Ablauf der Frist von einem Jahr nach dieser Bekanntmachung jedermann 
diese Verletzung geltend machen. 
 
Donaueschingen, 12.05.2026 
 
gez. Erik Pauly 
Verbandsvorsitzender 
 

http://www.donaueschingen.de/bekanntmachungen
http://www.donaueschingen.de/bekanntmachungen
https://dejure.org/gesetze/GemO/43.html

